
von joachim becker und

christina kunkel

W
ohin die Reise für die deutsche
Autoindustrie geht, ist spätes-
tens mit der EU-Entscheidung

zum Verbrenner-Aus 2035 klar. Unabhän-
gig davon haben Hersteller wie Mercedes
oder Audi sowieso schon angekündigt,
deutlich vor diesem Datum ausschließlich
Elektrofahrzeuge zu bauen. Die wichtigen
Bestandteile der automobilen Zukunft
sind neben Computerchips, von denen ein
E-Auto noch einmal mehr braucht als ein
Verbrenner, vor allem die Batterie und de-
ren einzelne Komponenten. Es geht um
Dingewie Lithium, Nickel, Kobalt, Graphit
oder Mangan. Aber auch darum, wie man
diese Rohstoffe weiterverarbeitet und in
Zellen packt, aus denen dann das Herz-
stück des E-Autos entsteht: die Batterie.

Doch bei all dem schwingt auch immer
die Sorge mit, ob die deutschen Hersteller
diese Technik, die den Verbrennungsmo-
torablösenwird, genausogutodergarbes-
ser beherrschen können als chinesische
Firmen. Schließlich beschäftigen die sich
schon viel länger mit Elektromobilität in
größeren Stückzahlen und vor allem mit

den dafür notwendigen Rohstoffen. Denn
wenn die Pandemie und der Krieg in der
Ukraine eines gelehrt haben, dann das: Ei-
ne zu große Abhängigkeit von einem Land
kann fatal sein. Doch was bedeutet das für
die deutsche Autoindustrie? „China ver-
sorgt uns aktuell mit wichtigen Rohstof-
fen, die wir selbst nicht besitzen und auch
nicht über alternative Handelsabkommen
sichergestellt haben,“ warnte Hildegard
Müller,PräsidentindesVerbandsderAuto-
mobilindustrie (VDA), kurz bevor Bundes-
kanzler am Donnerstag Olaf Scholz mit
mehreren Wirtschaftschefs nach Peking
aufbrach. Das klang nach: bloß keine zu
harten Ansagenmachen.

DerKanzlerbetonteschließlichnachsei-
ner Reise, dass man jetzt beginnenmüsse,
gegen Abhängigkeiten etwa bei Rohstof-
fen vorzugehen. Deutschland müsse „je-
derzeit mit einer Situation umgehen kön-
nen, wo es zu Schwierigkeiten kommt– ob
nun in zehn Jahren oder in 30 Jahren“.

DieFaktensindernüchternd:Eineaktu-
elle Studie der Unternehmensberatung
PWC zeigt, dass in Europa zwar ein Drittel
aller E-Autos gebaut werden, aber nur
zehn Prozent der globalen Batteriezellen
entstehen und weniger als ein Prozent der
globalen Zellmaterialien gefördert oder
verarbeitet werden.

„Alles, was wir jetzt rund um Rohstoffe
für die Zukunftstechnologien in China se-
hen, basiert auf strategischen Entschei-
dungen,die vor zweioderdrei Jahrzehnten

getroffen wurden“, sagt Jochen Kolb, Geo-
loge und Rohstoffexperte am Karlsruher
Institut für Technologie (KIT). Während
Deutschlandsich indenvergangenenJahr-
zehnten fast komplett aus dem Bergbau
und der Metallverarbeitung zurückgezo-
gen hat, holte China immer mehr Tonnen

wichtiger Rohstoffe aus dem Boden, er-
schloss neue Lagerstätten und baute Wis-
sen auf, wie man die Materialien so ver-
edelt, dass sie später für die Produktion
taugen. Ein Beispiel ist Graphit, mehr als
zweiDritteldieses fürBatterienbislangun-
verzichtbaren Materials kommt derzeit
aus China. In Deutschland gibt es noch ein
einziges Bergwerk, das Graphit abbaut,
Kropfmühl in Bayern – und auch dort hat-
te man die Produktion 2005 schon einmal
eingestellt, weil das heimische Material
nichtmehrmit den Preisen aus Chinamit-
halten konnte.

Dabei ist esbeiWeitemnicht so,dassdie
Rohstoffe fürBatteriennur inChinazu fin-

densind. „Grundsätzlichgibt esandenun-
terschiedlichsten Orten der Welt Rohstof-
fe, die man abbauen könnte,“ sagt Kolb.
Auch in Deutschland könnte man wieder
mehr Bergbau betreiben, so der Experte.
Aberesvergingenschnellmal 15bis20Jah-
re, eheman eine Lagerstätte erkundet und
soweit ausgebaut hat, dassman dort Roh-
stoffe in größerem Stil fördern kann –
ganz zu schweigen von den vielen Millio-
nen Euro an Investitionen, die so ein Pro-
jekt verschlingen würde. Und der nicht
ganz unwichtigen Frage, ob Menschen di-
rekt in ihrer Umgebung solche Vorhaben
überhaupt dulden würden. Solche Debat-
tenwerdengeradeanvielenOrtengeführt,
zumBeispiel in Norwegen.

DochesgäbeauchnochandereMöglich-
keiten, an die nötigen Rohstoffe zu kom-
men. Große Unternehmen oder auch die
EUkönntensichverstärkt inMinen imAus-
landeinkaufenodernachneuenLagerstät-
ten suchen. Kobalt kommt etwa fast aus-
schließlich ausAustralienunddemKongo,
in IndonesiengibteseinegroßeNickel-Pro-
duktion. Auch diese Strategie fährt China
schon seit vielen Jahren und sichert seine
Lieferketten damit ab. „Aktuell kommen
aus Europa nur drei Prozent aller weltwei-
ten Investitionen inLagerstättenexplorati-
on,“ benennt JochenKolb einweiteres Pro-
blem, warum die Abhängigkeit Europas
von China so groß ist.

Zumindest hat die EU diese Probleme
mittlerweile erkannt und sucht nach We-

gen, mehrWertschöpfung nach Europa zu
verlagern. Dabei geht es um lokale Roh-
stoffgewinnung, aber auch um Fertigung
von Batterien und Wiederverwertung von
Materialien. SohatdieEUetwastrengeRe-
cycling-Quoten für Batterien beschlossen
und eine Batterie-Allianz gegründet. Sie
soll etwa mit Investitionen helfen, ab
202580 Prozent des in der EU benötigten
Lithiums aus europäischen Quellen zu be-
ziehen. Doch diese Zahl ist wohl bei Wei-
tem überdimensioniert. Katharina Steiger
hat am KIT untersucht, wie viel Bedarf an
Lithium im Jahr 2030 durch europäischen
Abbau gedeckt werden könnte. Rund 34
Prozent lautet das Ergebnis, wennmandie
Fördermengen der geplanten Anlagen in
ganz Europa, das Recycling von Altbatte-
rien und eine Reduktion des Lithiuman-
teils in der Kathode zusammennimmt.
„Bestenfalls,“ sagt Steiger.

DieAutoherstellerhaben ihreursprüng-
liche Strategie überdacht, Komponenten
fürElektroautos einfachkomplett inChina
herstellenunddannnachEuropa indieAu-
tofabriken schicken zu lassen. Eine eigene
Batteriezellproduktion in Europa schien
lange nicht konkurrenzfähig zu sein. Denn
die Energiespeicher sind ein Massenpro-
dukt,daszuzweiDrittelnvondenRohstoff-
preisen abhängig ist. Außerdem sind die
Anlaufrisikenbei einerneuenZellprodukti-
on hoch: Kleinste Ungenauigkeiten in der
HerstellungoderbeidenverwendetenRoh-
stoffen machen die Akkus unbrauchbar
und zum potentiellen Sicherheitsrisiko.
Milliarden-teure Rückrufe bei Hyundai-
undGM-ElektrofahrzeugenwegenZellfeh-
lern lassen die Dimensionen erahnen.
Doch die neue Lokalisierungsstrategie der
EU-Kommission bei Batterien zwingt die
Auto- und Zellhersteller zumUmdenken.

VW hat etwa mit der PowerCo eine Ge-
schäftseinheit gegründet, die bis 2030 al-
lein in Europa sechs Batteriefabriken mit
einer Produktionskapazität von jeweils 40
Gigawattstunden (GWh) pro Jahr aufbau-
ensoll. ZusammenmitdemMaterialspezi-
alisten Umicore investiert PowerCo drei
Milliarden Euro, um eine europäische Lie-
ferkette für nachhaltige Batteriemateriali-
en in industriellem Maßstab aufzubauen.
Bis zumEndedes Jahrzehnts soll einFerti-
gungsstandort voraussichtlich in Polen
Batteriematerialien für 2,2 Millionen voll-
elektrische Fahrzeuge pro Jahr liefern.

Weitere Treiber der europäischen Pro-
duktion von Batteriezellen in Europa sind
dasUnternehmenNorthvolt ausSchweden
sowie die deutsch-französische Automoti-
veCellsCompany (ACC), anderunterande-
ren Mercedes und Stellantis beteiligt sind.
Northvolt baut bereits zwei Gigafactories
inSchwedenundwill 2023mitdemBauei-
ner weiteren in Deutschland starten –
dochdiehohenEnergiepreise könntenden
Bau noch in letzter Minute stoppen. ACC
hat Fertigungsstandorte in Deutschland,
Frankreich und Italien angekündigt. Doch
auch die großen Marktführer aus Asien
sind bereits dabei, in Europa Zellfabriken
zubauen, allen vorander chinesischeKon-
zern CATL. Dessen neues Werk in Thürin-
gen soll noch in diesem Jahr mit der Pro-
duktion starten.

Doch auch dort zeigt sich wieder, dass
mehr lokaleWertschöpfung nicht nur eine
Frage von Ressourcen ist, sondern sich für
die Unternehmen rechnen muss. „Ein we-
sentlicher Faktor bei den Herstellkosten
fürdie Zellen ist dieEnergie, die sichunge-
fähr hälftig in elektrische Energie und in
Prozesswärme aufteilt“, erklärt Matthias
Zentgraf, Regionalpräsident von CATL:
„Wenn wir mit den Energieversorgern
neue Verträge für das nächste Jahr ab-
schließen,kommenwirbeieiner100-kWh-
Batterie aufMehrkosten von 1400bis 1500
EurofürStromundGas“, soZentgraf.Wür-
den wir die gleiche Batterie in China her-
stellen lassen und dann die Einfuhrzölle
aufschlagen,dannhättenwirnur300Euro
Mehrkosten.“ 
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von alexander mühlauer

A
ls sich der britische Finanzminis-
ter JeremyHuntvoreinpaarTagen
mit Wirtschaftsbossen traf, zitier-

te er einen Satz von Barack Obama. Der
Satz stammt aus dem Jahr 2008, Obama
warUS-Präsident und sagtemit Blick auf
die damalige Finanzkrise: „Das wäre
wirklich ein interessanter Scheiß, wenn
ich nur nicht mittendrin wäre.“ Dass
Hunt ausgerechnet diesen Satz zitierte,
zeigt zweierlei.Erstens:DerFinanzminis-
ter hat erkannt, dass sein Land, pardon
the expression, tief in der Scheiße steckt.
Und zweitens: DerMann hat Humor.

Um es klar zu sagen, die Situation in
Großbritannien ist bei Weitem nicht mit
jener der Finanzkrise zu vergleichen –
auchwennder britischeNotenbank-Chef
zugegeben hat, dass das Land kurz vor
einem finanziellen Zusammenbruch
stand. Schuld daran waren die nicht
gegenfinanzierten Steuerpläne der mitt-
lerweile geschassten Premierministerin
Liz Truss. Sie löste damit ein derart gro-
ßes Chaos aus, dass die Bank of England
eingreifen musste. Inzwischen hat sich
die LageandenFinanzmärktenberuhigt,
was allerdingsnichtheißt, dasses soblei-
benmuss.

Ob das Vereinigte Königreich wieder
als solide wirtschaftender Staat angese-
henwird, hängt nun von JeremyHunt ab.
Er muss einen Sparplan vorlegen, der
denFinanzmärkten signalisiert, dass un-
ter dem neuen Premier Rishi Sunak wie-
der das herrscht, was die Welt von Groß-
britannien erwartet: Haushaltsdisziplin.
Einfachwirddasnicht,denndieReputati-
on des Landes ist nach der Episode mit
Truss gewaltig beschädigt.

Immerhin regiert in 10DowningStreet
nun ein Mann, der genau davor gewarnt
hatte. Sunak war im Sommer der Gegen-
kandidatvonTruss imKampfumdenTo-
ry-Parteivorsitz, erbezeichnete ihreSteu-
erpläneals „Märchen“.Damalswolltedas
die Mehrheit der Parteimitglieder nicht
hören. Jetzt wissen sie, dass er recht hat-
te. Dasmuss man Sunak zugute halten.

Der neuePremierministerkannnichts
dafür, dass sein Land dermaßen ins
Visier der Finanzmärkte geraten ist.
Dennoch muss er sich vor jedem Schritt
fragen:Wie finden die daswohl? Nun, die
sogenannten Märkte sind der Meinung,
dass Großbritannien sparen muss – ob-
wohl es eine niedrigere Schuldenquote
hat als Frankreichoder Italien.DieMärk-
tehabeneinHaushaltslochvon50Milliar-
den Pfund ausgemacht, das Hunt mit
SteuererhöhungenundAusgabenkürzun-
genstopfenwill.Obdaswirklich indieser
Größenordnung nötig ist, weiß niemand.
AberHunt und Sunak bleibt nichts ande-
res übrig. In London diktieren jetzt die
Finanzmärkte die Politik.

Davon abgesehen hat Großbritannien
ähnliche Probleme wie vergleichbare
Volkswirtschaften, vor allemdie hohe In-
flation. Es gibt aber auch ein spezifisch
britisches Problem, auf das Sunak bis-
lang keine Antwort hat: den Brexit.Wenn
man sowill, ist der Brexit der sogenannte
elephant in the room. Ein Problem, das
zwar imRaumsteht, aberdasvondenAn-
wesenden nicht angesprochen wird. Der
Brexit ist das große Tabu in der briti-
schen Politik. Die Tories blenden die ne-
gativen Folgen des EU-Austritts einfach
aus.AuchLabour schweigt, ausAngstda-
vor, von den Tories als unverbesserliche
Remainer-Partei hingestellt zu werden.

Dabei sind die ökonomischen Fakten
offensichtlich.DerBrexithatGroßbritan-
nien ärmer gemacht. Das ist auch kein
Wunder, wenn man aus dem größten
Wirtschaftsraum der Welt austritt. Es
vergeht kaum eine Woche, in der nicht
irgendein Engpass auftaucht, besonders
bei Arbeitskräften. Es fehlen Lastwagen-
fahrer und Busfahrer, Metzger undMen-
schen, die in der Gastronomie arbeiten.

Die Frage ist, ob der neue Premier die
Einwanderungsregeln lockert,umdasan-
zukurbeln, was das Land dringend
braucht: Wachstum. Das würde jedoch
voraussetzen, dass der Brexiteer Sunak
sich stärker von Pragmatismus als von
Ideologie leiten lässt. Dazu würde auch
ein konstruktiverer Umgang mit der EU
zählen.DochSunak ist derzeit nicht stark
genug, sich über dieHardcore-Brexiteers
unter den Tories hinwegzusetzen.

Fürs Erste hat der Premier ohnehin
eineandereAufgabe:Ermussesnicht sei-
ner Partei, sondern den Finanzmärkten
rechtmachen.Tut er dasnicht, droht ihm
das gleiche Schicksal wie Liz Truss.

VDA-Chefin Hilde-
gard Müller warnt:
„China versorgt uns
aktuell mit wichtigen
Rohstoffen, die wir
selbst nicht besitzen
und auch nicht über
alternative Handels-
abkommen sicherge-
stellt haben.“ FOTO: AFP

Berlin – Wenn es etwas gibt, das sich aus
der Gas- und Strompreisdebatte dieses
Jahres lernen lässt, dann vermutlich das:
Es sollte jetzt schnell gehen mit der Ener-
giewende und dem ökologischen Umbau
derWirtschaft, damit Deutschland so bald
wie möglich weitgehend unabhängig von
fossilen Energien und deren teils übel be-
leumundeten Lieferanten wird. Tatsäch-
lich dürfte es kaum eine Regierung und
Stadtverwaltung zwischen Flensburg und
Berchtesgaden geben, die das noch grund-
sätzlich anders sieht. Das Problem ist nur:
Essind just jeneRegierungenundStadtver-
waltungen, die den Strukturwandel durch
einen Wust von Regeln und Vorschriften
oft genugaufhalten.Das zeigt eineAnalyse
desBundesverbandsderDeutschenIndus-
trie (BDI), der sich 250 immissionsschutz-
rechtlicheGenehmigungs- sowiePlanfest-
stellungsverfahren aus den Jahren 2017
bis 2022 einmal genauer angeschaut hat.

Zentrales Ergebnis der Untersuchung:
Das staatlichePrüf-undZulassungsproze-
dere wird nicht nur immer komplizierter
undaufwendiger, vielmehrdauerndieVer-
fahren im Schnitt auch sechs Monate län-
ger als gesetzlich vorgegeben. Allein der
Zeitraum, bis die zuständige Behörde alle
Unterlagen beisammenhabe, betrage oft
anderthalb Jahre. „Brauchte es früher zwei
Gutachten für die Entscheidung, sind es
heute fünf bis zehn“, heißt es in der Analy-
se. Besonders hanebüchen dabei: Ausge-
rechnetsogenanntevereinfachteGenehmi-
gungsverfahren dauern mit durchschnitt-

lich neun Monaten Bearbeitungszeit drei
Mal so lang wie gesetzlich vorgegeben.

Wieeineparallel inAuftraggegebenere-
präsentative Firmenumfrage des Instituts
für Demoskopie Allensbach ergab, schätzt
jedes sechste Unternehmen in Deutsch-
land die öffentliche Verwaltung als kaum
odergarnicht leistungsfähigein.Dabei ge-
hees in90Prozent allerPlanungs-undGe-

nehmigungsverfahren gar nicht um neue
Techniken und Prozesse, sondern um Än-
derungen an bestehenden Anlagen. „Muss
beispielsweise in einer Anlage ein Filter
ausgetauscht werden oder eine Brenner-
technologie,weil sich die gesetzlichenVor-
gaben oder der Stand der Technik geän-
dert haben, bedarf es einer Änderungsge-
nehmigung“,heißt es inderUntersuchung.

BDI-Präsident Siegfried Russwurm be-
zeichneteGenehmigungsverfahrengegen-
über der SZ als „Nadelöhre für die Versor-
gungssicherheit und die Transformation
derWirtschaft“. Gerade in der Krisemüss-
ten Bund und Länder alle relevanten Ge-
nehmigungen beschleunigen und viel
schneller Entscheidungen treffen. „Die In-
dustrie gehtvoneinerVerdopplungderGe-
nehmigungsverfahren bis 2030 aus – auf-
grund der grünen und digitalen Transfor-
mationunddesdringendnotwendigenbe-
fristetenWechselsvonGasaufÖl inBetrie-
ben, dem sogenannten Fuel-Switch. Das
Tempo der Bundesregierung beim Fuel-
Switchmuss als Blaupause für alle Investi-
tionsvorhaben in Deutschland dienen, et-
wa für Wasserstoff-Produktionsanlagen“,
sagte Russwurm. Die Ausnahmeregelung
beim Fuel-Switch reduziert den Ermes-
sensspielraumderÄmterundsieht,verein-
fachtgesagt, vor,dassderBrennstoffwech-
sel in aller Regel genehmigt werdenmuss.

Dass sichPrüfverfahrenoft so langehin-
ziehen, liegt aus Sicht des BDI-Chefs häu-
fig an komplexen oder widersprüchlichen
Regelungen sowie fehlenden Standards.
Hiermüsse die Politik unbedingt fürmehr
Klarheit und Rechtssicherheit sorgen.
„DerSchlüssel fürdasErreichenderKlima-

ziele liegt in schnelleren Genehmigungs-
verfahren – auf allen Ebenen und in allen
Verfahrensstufen. Gutachten sollten drin-
gend auf ein Mindestmaß reduziert wer-
den, ein Erörterungstermin sollte nur auf
Wunsch des Antragstellers erfolgen“, be-
tonte Russwurm. Neben massiven Verein-
fachungen fordert der Verband zudem ei-
ne deutlich bessere Personalausstattung
von Behörden und Gerichten. Auch müss-
tendie zuständigen Stellen auf kommuna-
lerundLandesebenevielengerundverläss-
licher zusammenarbeiten als bislang.

Immerhin, einenprominentenMitstrei-
ter hat Russwurm bereits für sich gewin-
nen können: Bundesfinanzminister Chris-
tian Lindner. Der Staat, so der FDP-Chef
im Gespräch mit der SZ, habe bei der Pla-
nung und Errichtung neuer Terminals für
dieAnlieferungvonFlüssiggas (LNG) jage-
radeunterBeweisgestellt, dassesauchein-
malschnellundunbürokratischgehenkön-
neundnicht jedesgroße Infrastrukturpro-
jekt so traurig enden müsse wie der Bau
des Berliner Flughafens BER. „Das Tempo
der Realisierung der LNG-Terminalsmuss
inDeutschlandderneueMaßstabsein“,be-
tonteer.Dasgeltenichtnur fürenergiepoli-
tisch wichtige Vorhaben, sondern für alle
Projekte, bei denen es um die Umstellung
derWirtschaft aufneue, saubereProdukti-
onsweisen gehe. Als Beispiele nannte er
den Aufbau einer modernen Wasserstoff-
und Verkehrsinfrastruktur. Lindner: „Wir
müssenwegvonTempoBERhinzuTempo
LNG.“ claus hulverscheidt
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Hier regieren
die Finanzmärkte

VWwill bis 2030 allein
in Europa sechs
Batteriefabriken bauen

Europa mag bei Elektroautos klare Ziele haben – ohne die Batterien aus Fernost aber wird das schwierig. Im Bild: eine Produktion in Hefei. FOTO: LIU JUNXI / IMAGO / XINHUA

Zu lange Genehmigungsverfahren bremsen die Energiewende, warnt der BDI. Im
Bild: eine Wasserstoff-Produktionsanlage der Linde AG in Leuna. FOTO: SCHULTEN/IMAGO

Ohne China geht da gar nichts
Ein E-Auto ohne chinesische Zulieferungen? Aktuell völlig undenkbar. Deutschland und Europa versuchen zwar,

sich unabhängiger von chinesischen Rohstoffen zu machen. Doch das ist gar nicht so einfach

„Wir müssen weg von
Tempo BER hin zu Tempo LNG“,
sagt der FDP-Chef

BDI: Bürokratie torpediert ökologischen Umbau
Verbands-Chef Russwurm klagt, dass Genehmigungsverfahren zu lange dauern. Auch Finanzminister Lindner fordert mehr Tempo

Deutschland hat sich in den
vergangenen Jahrzehnten aus
dem Bergbau zurückgezogen

Egal ob Tories oder Labour:
Der Brexit ist das große Tabu
in der britischen Politik


